
Luxemburg, den 29/04/2009
        

VERMERK AN DIE HAUSHALTSBEHÖRDE

BETREFF: Information der Haushaltsbehörde durch die Kommission gemäß Artikel 179 Absatz 3 
der Haushaltsordnung über den Abschluss eines Mietvertrags für das 
Jean-Monnet-Gebäude und über eine Vereinbarung („Mémorandum d'accord“) über 
die Bereitstellung eines Grundstückes auf dem Kirchberg-Plateau (Luxemburg) sowie 
über die Modalitäten für die Übergabe eines neuen, als Ersatzquartier dienenden 
Verwaltungskomplexes

1. GEGENSTAND

Mit diesem Vermerk soll die Stellungnahme der Haushaltsbehörde zum gleichzeitigen 
Abschluss des nachstehenden Mietvertrags bzw. der nachstehenden Vereinbarung eingeholt 
werden:

a) Mietvertrag mit dem „Fonds d'Urbanisation et d'Aménagement du Plateau de 
Kirchberg“ (Fonds) über die Nutzung des Jean-Monnet-Gebäudes (JMO) in
Luxemburg und

b) Vereinbarung mit der luxemburgischen Regierung und dem Fonds zur Festlegung des 
allgemeinen Rahmens für die Bereitstellung eines Grundstücks zur Errichtung eines 
als Ersatzquartier für das Jean-Monnet-Gebäude dienenden Verwaltungskomplexes, 
den der luxemburgische Staat erbaut bzw. erbauen lässt. Es sei darauf hingewiesen, 
dass die Kommission in einer zweiten Phase die Haushaltsbehörde hinsichtlich des 
Abschlusses eines Rahmenvertrags konsultieren wird, in dem die technischen und 
finanziellen Einzelheiten für die gesamte Projektdauer festgelegt werden.

2. ZWECK UND BEGRÜNDUNG

Das 1975 errichtete Jean-Monnet-Gebäude (JMO) war ursprünglich für eine Nutzungsdauer 
von 25 Jahren konzipiert. Es handelt sich um das traditionell wichtigste Gebäude für die in 
Luxemburg ansässigen Dienststellen der Europäischen Kommission.

Seit 1994 laufen die Gespräche zwischen der Kommission und den luxemburgischen 
Behörden über die Modalitäten der künftigen Unterbringung der Dienststellen in Luxemburg. 
In den 15 Jahre dauernden Verhandlungen gelangte man zu einem ausgewogenen Ergebnis, 
das in den vorliegenden Entwürfen für eine Vereinbarung und für einen Mietvertrag seinen 
Niederschlag findet.

Im Sinne des Umweltschutzes ist der Kommission insbesondere daran gelegen, den 
Mobilitätsbedarf zu verringern, die Arbeitsbedingungen für ihre Bediensteten zu verbessern 
und die Ausgaben für Wartung und Instandhaltung der Gebäude stärker zu senken. Sie 
möchte daher zur Optimierung des Standorts Luxemburg ihre Dienstellen in einem einzigen 
Gebäudekomplex auf dem Kirchberg-Plateau ansiedeln. Davon ausgenommen sind lediglich 
die derzeit in den Gebäuden Euroforum und BECH untergebrachten Dienststellen.
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Zur Beschränkung der finanziellen Auswirkungen ist die Kommission bemüht, den
bestmöglichen Kompromiss zwischen Kosten und Nutzen des Projekts zu erzielen.

Das Jean-Monnet-Verwaltungsgebäude mit einer Mietfläche von insgesamt 120 000 m²
(davon 65 000 m² ab Erdgeschoss (Büros, Konferenztrakt, Rechenzentrum)) und 
1 100 Tiefgaragenplätzen bietet für etwa 1 900 der insgesamt 3 800 Bediensteten Platz. Es 
wurde 1975 auf einem Grundstück im Besitz der öffentlichen Einrichtung „Fonds 
d'Urbanisation et d'Aménagement de Kirchberg“ (Fonds) errichtet. Der Fonds untersteht der 
Aufsicht des luxemburgischen Staates. Das Gebäude ist am 1. April 1998 vollständig in den 
Besitz des Fonds übergegangen. Seit diesem Zeitpunkt nutzt die Kommission das 
JMO-Gebäude, ohne dass hierfür ein ordnungsgemäßes Mietverhältnis besteht, da sich die 
Parteien bislang nicht über die Vertragsbedingungen, insbesondere über die Höhe der Miete, 
die Laufzeit des Vertrags und die Voraussetzungen für dessen Inkrafttreten, einigen konnten. 

Da es noch zu keiner von beiden Parteien akzeptierten Lösung kam, wurde in den Jahren 1998 
und 2000 je ein gemeinsames Protokoll unterzeichnet. In dem zweiten gemeinsamen 
Protokoll sind zwei Voraussetzungen für den Abschluss eines Mietvertrags vorgesehen: 

– Durchführung von Arbeiten zur Renovierung des Gebäudes und zur Wiederherstellung 
eines vorschriftsmäßigen Zustands zwecks Erlangung einer Betriebsgenehmigung nach
den im Großherzogtum Luxemburg geltenden gesetzlichen Bestimmungen und

– Erstellung eines Gutachtens über den Mietwert, das als Grundlage für die Festlegung 
der Miethöhe dienen sollte.  

Im Zuge der Gespräche äußerte die Kommission den Wunsch, beide Fragen – die 
Bedingungen für die Nutzung des JMO-Gebäudes einerseits und auf lange Sicht eine 
Ersatzlösung für das derzeitige JMO-Gebäude andererseits – unwiderruflich miteinander zu 
verknüpfen, was vom luxemburgischen Staat auch akzeptiert wurde.

Die Bemühungen seitens der politischen Gremien der Kommission und des luxemburgischen 
Staates brachten folgende Ergebnisse:

– Der Fonds hat die Arbeiten zur Renovierung des Gebäudes und zur Wiederherstellung 
eines vorschriftsmäßigen Zustands durchgeführt, sodass die erforderlichen 
Betriebsgenehmigungen erlangt werden konnten. – Umwelt: Genehmigung vom 
12. Oktober 2005, gültig bis 31. Dezember 2012; Gewerbeaufsichtsamt „Inspection du 
Travail et des Mines“ (ITM): Genehmigung vom 24. Juli 2006, gültig bis 28. Dezember 
2014.

– Das Gutachten über den Mietwert des JMO-Gebäudes wurde erstellt, und die Parteien 
konnten sich auf die Bedingungen zur Festsetzung der Miete einigen.

– Nach einer im Auftrag des luxemburgischen Staates durchgeführten vergleichenden 
Analyse der fünf Luxemburger Standorte wurden die Baugründe für die Errichtung 
eines als Ersatzquartier für das Jean-Monnet-Gebäude dienenden 
Verwaltungskomplexes auf dem Kirchberg-Plateau ausgewählt.

– Der luxemburgische Staat ist in der Lage, der Kommission jene Baugründe zum 
symbolischen Preis von 1 EUR verbindlich bereitzustellen und zu verkaufen, die für die 
Errichtung eines als Ersatzquartier für das Jean-Monnet-Gebäude dienenden 
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Verwaltungskomplexes erforderlich sind, wobei eine etwaige Erweiterung der 
Baufläche möglich ist.

– Der luxemburgische Staat erklärt sich zur Übernahme der Bauherrschaft sowie zur 
Vorfinanzierung der Errichtung eines als Ersatzquartier dienenden Gebäudekomplexes 
bereit. 

2.1. Mietvertrag für das Jean-Monnet-Gebäude

Derzeit ist die Kommission nicht Mieter des Jean-Monnet-Gebäudes, sondern entrichtet als 
Nutzer ohne Ansprüche und Rechte ein jährliches „Nutzungsentgelt“ in Höhe von 
6,2 Mio. EUR. Aus Gründen des Haftungsausschlusses liegt es im Interesse der Kommission, 
einen ordnungsgemäßen Mietvertrag abzuschließen, in dem die Rechte und Pflichten beider 
Parteien festgelegt sind.  

2.2. Errichtung eines als Ersatzquartier dienenden Verwaltungskomplexes

Die Nutzungsdauer des Jean-Monnet-Gebäudes geht dem Ende zu und ist wegen der 
Überalterung des Gebäudes und der technischen Anlagen zeitlich begrenzt.

Bei einer alle zwei Jahre durchgeführten Untersuchung der Standfestigkeit des Gebäudes wird 
überprüft, ob es noch in gutem Zustand ist.

Der Eigentümer kann mit den Genehmigungen, über die er derzeit verfügt, gewährleisten, 
dass die Bediensteten bis Ende 2014 unter Bedingungen untergebracht sind, die den 
einschlägigen Vorschriften entsprechen. Daraus ergibt sich bereits jetzt die Notwendigkeit, 
die Errichtung eines Ersatzgebäudes zu planen.

Gegenwärtig nutzt die Kommission in Luxemburg ca. 143 000 m² ab Erdgeschoss (Büro-, 
Neben- und Konferenzräume, Rechenzentrum und Schulungsäle), die auf fünf 
Verwaltungsgebäude in den beiden Vierteln Kirchberg (Standort der Gebäude JMO und 
BECH) und Gasperich (Standort der Gebäude Euroforum, Hitec und Drosbach) verteilt sind. 
Der Standort Gasperich ist auf Dauer gesichert, nachdem 2004 für das Euroforum-Gebäude 
ein Erbpachtvertrag über 30 Jahre abgeschlossen worden war.

Angesichts dieser Ausgangsbedingungen sollte der neue Verwaltungskomplex Jean Monnet 2 
(JMO 2) mit einer Gesamtfläche von 120 000 m² ab Erdgeschoss in einer ersten Phase das 
derzeitige Jean-Monnet-Gebäude (JMO 1) ersetzen und in einer zweiten Phase die Gebäude
Hitec und Drosbach, die von der Kommission in Gasperich angemietet werden. Geplant ist 
gegebenenfalls eine Erweiterung des Gebäudekomplexes um 32 000 m², um auf dieser Fläche 
die im BECH-Gebäude untergebrachten Dienststellen nach Auslaufen des Mietvertrags im 
Jahr 2023 anzusiedeln. Mit dieser Option lässt sich bei Bedarf auch ein etwaiger 
Personalzuwachs infolge künftiger Erweiterungen der Europäischen Union bewältigen. 

Es empfiehlt sich, mit den luxemburgischen Behörden jene Vereinbarungen abzuschließen, 
die eine möglichst rasche Fertigstellung des geplanten Ersatzgebäudes für das JMO 1 
gewährleisten. Dafür sprechen folgende Gründe:

– Entgegenkommen der lokalen Behörden bei der Bereitstellung der notwendigen 
Baugründe, die zum symbolischen Preis von 1 EUR angeboten werden;
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– Verpflichtung der luxemburgischen Regierung zur Übernahme der Bauherrschaft sowie 
zur Vorfinanzierung des Bauvorhabens, die aufgrund ihres Ratings auf den 
internationalen Finanzmärkten zu den bestmöglichen Konditionen erfolgen kann;

– Ausmaß des Projekts und Termindruck bei der Abwicklung der administrativen, 
technischen und finanziellen Verfahren;

– knappes Angebot auf dem lokalen Immobilienmarkt an Flächen in der Größenordnung 
von 120 000 m², die dem spezifischen Bedarf der Kommission entsprechen;

– Garantien seitens des luxemburgischen Staates für die Bedingungen der Nutzung des 
JMO 1 bis zum endgültigen Umzug der dort untergebrachten Kommissionsdienststellen 
in das neue Ersatzgebäude.

3. VERTRAGLICHE BEDINGUNGEN

Die Kommission und der luxemburgische Staat werden am selben Tag eine Vereinbarung 
sowie einen Mietvertrag für die Nutzung des JMO 1 unterzeichnen. 

Diese Vereinbarung betrifft einerseits die allgemeinen Rahmenbedingungen für die 
Zusammenarbeit der Parteien bei der Errichtung eines Verwaltungskomplexes, durch den das 
JMO 1 ersetzt werden soll, sowie andererseits die vom luxemburgischen Staat hinsichtlich der 
ordnungsgemäßen Anwendung des Mietvertrags für das JMO 1 übernommenen Garantien 
und insbesondere eine mit den derzeitigen gesetzlichen Bestimmungen konforme
Unterbringung der Bediensteten bis zum Umzug in das Ersatzgebäude. 

3.1. Vereinbarung – JMO 2 und JMO 1

Die Kommission und der luxemburgische Staat möchten in einer Vereinbarung die 
allgemeinen Grundsätze für ihre Zusammenarbeit sowie die Planungsphasen für die
Errichtung des Gebäudekomplexes, durch den das JMO 1 ersetzt werden soll, festlegen. Diese
allgemeinen Grundsätze lassen sich wie folgt zusammenfassen: 

 Der Staat verpflichtet sich, der Kommission die zwischen dem „boulevard Konrad 
Adenauer“ und der „rue Saint-Exupéry“ auf dem Kirchberg-Plateau gelegenen, 
2,65 Hektar umfassenden Baugründe bereitzustellen und zu einem symbolischen Preis 
von 1 EUR zu verkaufen. Die Gründe sind so beschaffen, dass darauf ein 
Gebäudekomplex mit einer Außenmaßfläche von insgesamt 120 000 m² ab Erdgeschoss 
errichtet werden kann, der dem von der Kommission erstellten „Programmpapier“ im 
Anhang zur Vereinbarung entspricht. Eine etwaige Erweiterung um ca. 32 000 m² ab 
Erdgeschoss ist auf einem angrenzenden Grundstück vorgesehen. 

 Der Staat verpflichtet sich, als Ersatz für das JMO 1 einen Gebäudekomplex zu bauen 
bzw. bauen zu lassen, die Vorfinanzierung zu übernehmen und den Komplex der 
Kommission schlüsselfertig zu übergeben. Das Projekt wird in zwei Phasen ablaufen: Die 
erste Phase umfasst 76 000 m² binnen 6 Jahren nach der Veröffentlichung des 
Ergebnisses des für das erste Halbjahr 2010 geplanten Architektenwettbewerbs. Die 
zweite Phase betrifft 44 000 m² während eines Zeitraums von 4 Jahren ab der Übergabe 
der im Zuge der ersten Phase errichteten Gebäude. Die etwaige Erweiterung um 
32 000 m² auf einem angrenzenden Grundstück wird Gegenstand einer noch zwischen 
den Parteien zu schließenden Vereinbarung sein.  
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 Die Kommission verpflichtet sich zum Erwerb des Gebäudekomplexes nach dessen 
vollständiger Übergabe entweder im Wege eines Ratenkaufs oder als Inhaber eines 
Mietvertrags, dessen Bedingungen im oben genannten Rahmenvertrag festgelegt werden. 

 Die Kommission könnte sich durch eine Aufkündigung der Vereinbarung von dem 
Projekt zurückziehen, wenn die zur Errichtung des Rohbaus eingeholten Angebote 10 % 
der Kosten übersteigen, die in der Phase der ausführlichen Vorstudie (siehe unten, 
„Phasen – Projekt JMO 2“) insgesamt veranschlagt wurden. In diesem Fall müsste die 
Kommission dem Staat lediglich die Kosten erstatten, die bis zur Aufkündigung der 
Vereinbarung sowie wegen der Aufkündigung entstanden sind. Die Kommission wäre 
nicht zur Begleichung etwaiger Mehrkosten verpflichtet, die aufgrund eines dem 
Bauherrn anzulastenden Fehlers anfallen. 

 Der Staat garantiert der Kommission die Einhaltung der Verpflichtungen, die vom Fonds 
in dem am selben Tag zu unterzeichnenden Mietvertrag eingegangen werden. Zu diesen 
Verpflichtungen zählt gegebenenfalls auch die Durchführung der Arbeiten, die die 
Voraussetzung für eine Betriebsgenehmigung für das JMO 1 während der gesamten 
Nutzungsdauer bis zum endgültigen Umzug der Dienststellen in das Ersatzgebäude 
bilden. 

In einem nächsten Schritt wird mit dem Staat ein Rahmenvertrag abgeschlossen werden, in 
dem der Preis für die Errichtung des Ersatzgebäudes sowie die Bedingungen für Finanzierung 
und Kauf des neuen, der Kommission zu übergebenden Gebäudekomplexes festgelegt 
werden. Davor wird allerdings die Haushaltsbehörde erneut informiert werden.

Phasen – Projekt JMO 2 

In der Vereinbarung werden die wichtigsten Projektphasen aufgelistet:

(1) Durchführung eines europaweiten Architektenwettbewerbs auf der Grundlage des von 
den Dienststellen der Kommission erarbeiteten „Programmpapiers“;

(2) Auswahl des oder der Architekten;

(3) Festlegung des an den oder die Architekten zu erteilenden Auftrags sowie der
Ausführungsbedingungen;

(4) Definition der Aufgabe des Bauherrn sowie der Modalitäten für deren Erledigung;

(5) Erstellung einer vorläufigen Vorstudie mit einem vorläufigen Kostenvoranschlag;

(6) Erstellung einer ausführlichen Vorstudie und Erstellung eines ausführlichen 
Voranschlags der Baukosten;

(7) Durchführung der zur Erlangung aller Genehmigungen erforderlichen Schritte; 

(8) Erarbeitung des Entwurfs eines Finanzierungsgesetzes und Einleitung des 
Legislativverfahrens auf der Grundlage der ausführlichen Vorstudie;
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(9) Erstellung und Veröffentlichung einer Ausschreibung für die Projektfinanzierung
durch den als Bauherr auftretenden luxemburgischen Staat im Einklang mit den 
einschlägigen nationalen Rechtsvorschriften;

(10) Erstellung der Durchführungsstudien und der Lastenhefte durch den Bauherrn;

(11) Vorbereitung, Veröffentlichung und Auswertung der zur Vergabe des Bauauftrags 
durchgeführten Ausschreibungsverfahren;

(12) Überwachung und Beaufsichtigung der Ausführung der Arbeiten und Kontrolle der 
Rechnungen;

(13) Abnahme der Arbeiten;

(14) Erstellung der Endabrechnung zur Ermittlung der Bau- und Finanzierungskosten. 

Bei jeder Projektphase bzw. vor jedem weiteren Schritt muss der Staat die Zustimmung der 
Kommission einholen, die somit über eine Möglichkeit zur Einflussnahme auf das Projekt 
und insbesondere auf die finanziellen und technischen Belange verfügt.

3.2. Mietvertrag – JMO 1

 Inkrafttreten – Dauer: Der Mietvertrag tritt am Tag seiner Unterzeichung in Kraft und 
läuft zum Zeitpunkt des tatsächlichen Umzugs aller im JMO 1 untergebrachten 
Dienststellen und/oder bei Ablauf der Betriebsgenehmigung aus.

 Termin für das Wirksamwerden: Die neue Miete wird rückwirkend zum 1. April 2007, 
dem Jahrestag des im Jahr 2000 unterzeichneten gemeinsamen Protokolls, wirksam.

 Eine Verlängerung ist nicht vorgesehen, da der Vertrag zum Zeitpunkt des endgültigen 
Umzugs der Dienststellen in das Ersatzgebäude ausläuft. 

 Miethöhe – Gegenleistungen für Mietsenkungen: Anhand des Gutachtens über den 
Mietwert des Gebäudes nach den vom Eigentümer durchgeführten Arbeiten konnte die 
Miethöhe wie folgt festgelegt werden: 

– Bis zum 30.3.2007 wurde ein nicht veränderbares Nutzungsentgelt gemäß dem 
gemeinsamen Protokoll vom 12.12.2000 in Höhe von 6 197 328 EUR/Jahr (bzw. 
516 444 EUR/Monat) bezahlt. 

– Ab dem 1.4.2007 richtete sich die Miethöhe nach dem Gutachten über den 
Mietwert (jährlicher Grundbetrag von 12 345 561 EUR bei einem Basisindex von 
88,66 im November 2000), wobei 2007 und 2008 jeweils eine Anpassung erfolgte. 

– In den Jahren 2009 und 2010 wird die Miete (in der Höhe des für 2008 bezahlten 
Betrags) ohne weitere Anpassung entrichtet. 

– Für die Jahre 2011 bis 2014 ist eine schrittweise Senkung der Miete (in der Höhe 
des für 2008 bezahlten Betrags) um jeweils10 % pro Jahr vorgesehen. 

– Von 2011 bis 2014 wird als Gegenleistung für die Mietsenkungen eine Beteiligung 
an den effektiven Ausgaben des Eigentümers in der Größenordnung von 10 % im 
Jahr 2011 fällig, die bis Ende 2014 schrittweise um jeweils 10 % pro Jahr 
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angehoben wird. In diesem Stadium beläuft sich der als Grundlage für die 
Veranschlagung der Beteiligung an den effektiven Ausgaben des Eigentümers 
herangezogene Betrag auf 1 053 000 EUR (Basisindex von 88,66 im November 
2000).

– Ab dem 1. Januar 2015 wird die Jahresmiete auf 1 053 000 EUR (bei einem 
Basisindex von 88,66 im November 2000) gesenkt und an die Entwicklung der 
harmonisierten Verbraucherpreise angepasst. Auf die Beteiligung an den effektiven 
Ausgaben des Eigentümers wird verzichtet.

Die in den einzelnen Jahren für die Miete und die Beteiligung an den effektiven 
Ausgaben des Vermieters veranschlagten Beträge sind der beiliegenden 
Kostenaufstellung zu entnehmen.

 Falls die Auflagen der gesetzlich vorgesehenen Betriebsgenehmigungen nicht eingehalten 
oder die Altersschäden am Gebäude zu einer erheblichen, insbesondere auf Asbest 
zurückzuführenden Gefahr für die Sicherheit und Gesundheit der Bediensteten führen 
würden, müsste der Vermieter der Kommission Ersatzflächen zur Verfügung stellen und 
die Kosten für die Unterbringung der Bediensteten in diesen Räumlichkeiten 
übernehmen. 

4. AUSWIRKUNGEN AUF DEN HAUSHALT

4.1. Vereinbarung

In diesem Stadium würden Kosten nur im Zusammenhang mit der Durchführung des 
Architektenwettbewerbs anfallen, der vom luxemburgischen Staat vorfinanziert wird. Die 
Modalitäten für die Rückerstattung dieser mit einer 1 Mio. EUR veranschlagten Kosten 
werden im Rahmenvertrag festgelegt.

4.2. Mietvertrag

Für die Anmietung des JMO 1 entstehen im Zeitraum vom 1. April 2007 bis zum 31. März
2016, dem voraussichtlichen Termin für die Übergabe des in der ersten Bauphase fertig 
gestellten Ersatzkomplexes, Mietkosten in Höhe von 85 175 967 EUR (Haushaltslinie 26 01 
23 02 – Kauf und Miete von Gebäuden in Luxemburg) sowie voraussichtliche Kosten für die 
Beteiligung an den effektiven Ausgaben des Eigentümers in der Größenordnung von
1 406 550 EUR (Haushaltslinie 26 01 23 03 – Gebäudenebenkosten in Luxemburg).

Für die für 2007 bis 2009 noch zu entrichtenden Mietzahlungen in Höhe von 14 865 206 EUR
werden von der Haushaltsbehörde keine zusätzlichen Mittel beantragt. Diese Kosten werden
durch eine Umschichtung der bestehenden Verwaltungsmittel der Kommission aufgebracht.

Anhang: 1.- Kostenaufstellung JMO 1
2.- Entwurf Mietvertrag JMO 1
3.- Entwurf Vereinbarung JMO 2


